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Ijfir lassen 
fle Bauern 
JJicht im Stich 
<W?|ndwirtschaftsminister der Europäischen 
c^hA   scnaft haben am vergangenen Wo- 
"Nn«    e die scmvierigen Probleme der ge- 
Schejri

amen Agrarpolitik gelöst. Mit der Ent- 
%rh . n8 konnte die lang anhaltende Unsi- 
«chafi'? noch vor Be9'nn des neuen Wlrt- 
die nä Lanres Sendet werden. Damit ist für 
ben *

ch.sten Jahre ein klarer Kurs vorgege- 
^enhJI?. die Landwirtschaft hat wieder Rah- 
k schu ln9un9en' mlt denen sich planen läßt. 
Hij 'w,eri9en Zeiten gibt es kaum etwas 
Mit a   meres als fehlende Orientierungsdaten. 

*Uf dem'nfÜhrUng einer Garantiemen9enbeg''enzung 
^Sfrakr Milchmarkt ist für dje CDU/CSU-Bundes- 
klart d 

kein Wunschkind geboren worden, er- 
rUrig ! r Vorsitzende der Arbeitsgruppe für Ernäh- 
öundfth

andwirtschaft  und   Forsten  der  CDU/CSU- 

rN   i f    orsitzer,de der Arbeitsgruppe für Ernäh- 
ilJndect

andwirtschaf 

l9nora!:a9sfraktion'   MdB   Egon  Susset.   Aber  die °ran->     •      •"•*"'•     •u     uyuii     OUSÖBI.     MUCI      (Jie 
^iner> • 'anrelan9er Fehlentwicklungen durch die 
f(Jhrt) d

e|J Verantwortlichen hat schließlich dazu ge- 
S bjs t k er Handlun9sspielraum immer enger wur- 

h War n        ch nur n0Ch eine Notbrernsun9 mög- 
• °ie deutschen Bauern sind davon unmittel- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

bar betroffen, und es wird nicht einfach 
sein, die großen Anforderungen der näch- 
sten Jahre zu bestehen. Aber die Agrar- 
debatte im Deutschen Bundestag hat 
deutlich gemacht, daß die Bundesregie- 
rung und die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion voll hinter den deutschen Bauern ste- 
hen. Für uns ist es eine Selbstverständ- 
lichkeit, den Landwirten einen Ausgleich 
für die zu erwartenden Einkommensverlu- 
ste beim Abbau des deutschen Wäh- 
rungsausgleichs zu gewähren. Für die 
deutschen Landwirte ist die Grenze des 
Zumutbaren erreicht; sowohl im europäi- 
schen als auch im nationalen Bereich ist 
kein Spielraum für weitere Opfer mehr 
vorhanden. 
• Das große Verständnis, das vor allem 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Finanz- 
minister Gerhard Stoltenberg für die La- 
ge der Landwirtschaft aufgebracht ha- 
ben, hat dazu beigetragen, das Vertrau- 
en der Bauern in die Bundesregierung zu 
stärken. 
Die Bundesregierung ist in den Partner- 
ländern durch ihre Bereitschaft, den Wäh- 
rungsausgleich abzubauen, einen großen 
Schritt entgegengekommen. Dieses Zuge- 
ständnis hat die festgefahrenen Verhand- 
lungen erst in Gang gebracht. Es ist damit 
als Beitrag zur europäischen Integration 
zu werten und kann nicht den deutschen 
Bauern alleine aufgebürdet werden. 
Nationale Ausgleichsmaßnahmen zur 
Kompensation der Einkommenseinbußen 
durch den Währungsausgleichsabbau hät- 
te es unter einer SPD-geführten Regie- 
rung nicht gegeben. Dies muß aus den 
Ausführungen des Oppositionsführers in 
der Bundestagsdebatte zum europäi- 
schen Gipfel geschlossen werden. 
Die deutschen Bauern haben in der Ver- 
gangenheit oft genug bewiesen, daß sie 
bereit sind,  ihren  Beitrag zu einem ge- 

meinsamen Europa zu leisten. Dafür 9 
bührt ihnen großer Dank und Anerke 
nung. 
Der Agrarbericht 1984 zeigt, daß die ^ 
kommenssituation nach einer erfreulich 
Entwicklung im abgelaufenen Wirtscha 
jähr wieder nach unten gerichtet ist. Na 
den vorliegenden Prognosen für das I 
fende Wirtschaftsjahr 1983/84 muß mit 
nem   Einkommenseinbruch   von durcf1 

schnittlich   über  20   Prozent  gerec 
werden.  Damit ist die im abgelaufen 
Wirtschaftsjahr (1982/83) eingetretene s 
holung mehr als aufgezehrt, und das 
kommensniveau   liegt   wieder   bei   e 

21500,—   DM/Familienarbeitskraft; s° ^ 
haben die Bauern schon vor neun Ja"1 

verdient. , 
Die zukünftige Agrarpolitik der CDÜ/C 
Bundestagsfraktion wird sich an unser 
Entschließungsantrag   zum   Agrarben 
1984 orientieren. Dabei steht im v°r.eni 
grund, die knappen Marktkapazitäten 
bäuerlichen Betrieb zu sichern. 

Landwirtschaftsminister   Ignatz   *'c    n 

erklärte: Die jetzt gefundenen Lösung 
waren längst überfällig und hätten eifl n 

lieh schon vor Jahren fallen müssen; - 
die Überschüsse innerhalb der ^ür°L\ß 
sehen Gemeinschaft saugen jegliche ^ 
Finanzmasse in dieser Gemeinschaf 

Wü&er Das kann niemand wünschen, am 
sten die Landwirte selbst. Die Zahlen 
die Bestände in den Interventions^0^, 
sind eindeutig: rund 1 Million t über*'^j(j 

überschüssiges  Getreide,  ein Zuvie 

siges  Magermilchpulver,   rund  - 
überschüssige Butter, rund 9 Mill'0/1  $ 

Wein von rund 20 bis 30 Millionen He    fi. 
tern, alles unbezahlt, alles nur auf We 

nanziert. ^\, 
An diesen Zahlen kommt niemand ^° ^ 
weder durch Diskutieren noch durC   ^n 
monstrieren,  weder  durch  Manipjj   ^ 
noch durch Protestieren. Hier mußt 
Rechenstift benutzt werden. 
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ARBEITSMARKT 

150000 Arbeitslose weniger 
del?ahl der Arbeitslosen in der Bun- 

1S0nn£Ublik jst im Marz um fast 

der R    9esunken- Nach Angaben 
mit, "<

ndesanstalt für Arbeit wurden 

lose 51 genau 143342 Arbeits- 
orte* eniger als Ende Februar regi- 
v0n !i J?ie Arbeitslosenquote sank 
Kur»L r auf 9'6 Prozent- D'e Zahl der 
rUiw??e'ter verringerte sich um 
StehJT6000 auf 617600. Die offen«. 
«~     n erhöhten sich um 13 558 auf 

——•   «w ycnc oii/ii um 

^6000 auf 617600. Die offenen 

^te erstmalig vom neuen Präsiden- 
rich F

n der Bundesanstalt für Arbeit, Hein- 
^arkJanke' bekanntgegebenen Arbeits- 
beitsn gibt der Vorsitzende der Ar- 
C$U BPpe Arbeit und Soziales der CDU/ 
0rge 

Undestagsfraktion, MdB Heimo Ge- 
Dje ' folgende Stellungnahme ab: 

den2
SChon im Februar erkennbare Ten- 

Arbejt
einer 'eichten Entlastung auf dem 

2eichn
Smarkt ist auch für den März kenn_ 

Saisonhnd "Die Arbeitslosenquote und die 
niedrj 

ereinigten Arbeitslosenzahlen sind 
Jahi Jjr als vor einem Jahr. Die absolute 

ir Arbeitslosen ist zwar noch um 6?S2 
ist die 

höh er als vor einem Jahr. Dennoch 
lacivL 6ln arbeitsmarktpolitischer Erfolg, 
% s!m von März 1981 zum März 1982 
60i23 

ei9erung der Arbeitslosenzahl von 

%erhUnd VOn Marz 1982 zum Marz 1983 
fest2U Jn noch eine Erhöhung um 575129 
a6sta  

tellen war. Für die CDU/CSU-Bun- 

*Un9 d R ti0n bleibt es bei der Einschät- 
"* laufe lns9esamt die Arbeitslosigkeit 
W'rd- Da

nden Jahr sPürbar eingedämmt 
9en Jah raUf deuten auch die im bisheri- 
Jrbeit$vreSVerlauf gestiegenen Zahlen der 

e|len h
ermittlur,gen    und    der   offenen 

Bei den Leistungsempfängern ist im Ver- 
gleich zu den Vorjahren der Anteil der Be- 
zieher   von   Arbeitslosengeld   gesunken, 
der Anteil der Bezieher von Arbeitslosen- 
hilfe dagegen gestiegen. Dies ist aber die 
zwangsläufige Folge von längeren Phasen 
hoher     Arbeitslosigkeit.      Unbestreitbar 
schafft die Zunahme der Zahl der Arbeits- 
losen,   die   nach  Ausschöpfen   des  An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld in die Ar- 
beitslosenhilfe übergeleitet oder teilweise 
von  Familienangehörigen  abhängig  wer- 
den, auch zusätzliche soziale Probleme 
für die Betroffenen. Ergänzende Ansprü- 
che auf Wohngeld und erforderlichenfalls 
auf Sozialhilfe schützen aber im Regelfall 
vor unzumutbaren Notlagen. Die Gesamt- 
problematik wird sich im übrigen in den 
nächsten Monaten dadurch erheblich ent- 
schärfen, daß mit steigender Wirtschafts- 
tätigkeit auch mehr Arbeitslose wieder Ar- 
beit bekommen. 

Einsparungen beim Arbeitslosengeld ge- 
genüber dem Haushaltsansatz der Bun- 
desanstalt für Arbeit und bei der Arbeits- 
losenhilfe gegenüber dem Ansatz im 
Haushalt des Bundesministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung erleichtern die 
Chancen, die Mittel für produktive Hilfen 
für Arbeitslose (Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen, Förderung von Umschulung und 
beruflichem Aufstieg, Eingliederungshilfen 
für Langzeitarbeitslose) zu erhöhen. Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit durch Aus- 
bau dieser Maßnahmen muß prinzipiell 
Vorrang vor Aufstockung der Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz für die 
bloße Unterstützung von Arbeitslosen ha- 
ben. 
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• STEUERREFORM 

Haushaltsgruppe 
gegen höhere 
Verbrauchsteuern 
Die Haushaltsgruppen der CDU/ 
CSU-Fraktion und der FDP-Fraktion 
haben sich am 2. und 3. April 1984 in 
einer zweitägigen Klausurtagung mit 
aktuellen haushalts- und steuerpoli- 
tischen Fragen befaßt und dabei ei- 
ne mehrstündige Aussprache mit 
Bundesfinanzminister Stoltenberg 
über die Eckdaten der geplanten 
steuerlichen Entlastungen, der Ver- 
besserung des Familienlastenaus- 
gleichs und der Haushalte der näch- 
sten Jahre geführt. Die Haushalts- 
gruppen begrüßen ihre frühe Einbe- 
ziehung in den Beratungsprozeß 
durch die Bundesregierung. Sie ha- 
ben dem Bundesfinanzminister für 
die bevorstehenden finanzpoliti- 
schen Entscheidungen ihre Unter- 
stützung und ihren kritischen Rat zu- 
gesagt. 

Die Haushaltsgruppen haben Einigung 
über   folgende   Grundsatzpositionen 

erzielt: 
1. Die wirtschaftlichen Erfolge der letzten 
18 Monate und die bei der Stabilisierung 
der Staatsfinanzen erreichten Fortschritte 
haben die Richtigkeit der von der Koalition 
eingeleiteten Konsolidierungspolitik ein- 
drucksvoll bestätigt. Die konsequente Bei- 
behaltung des Konsolidierungskurses ist 
Voraussetzung für eine spürbare steuerli- 
che Entlastung und die notwendige Re- 
form des Familienlastenausgleichs. 
2. Das Volumen der steuerlichen Entla- 
stung sollte nach Möglichkeit 25 Mrd. DM 
betragen, davon mindestens 5 Mrd.  DM 

für den Familienlastenausgleich. DapU
mj. 

hinaus sollte die finanzielle Lage von Fan 
lien mit Kindern im Bereich der unte 
Einkommen   durch   zusätzliche   Maß*1 

men bei den familienpolitischen ZuvJLr. 
düngen aus dem Haushalt verbessert w 
den. . 
3. Eine Kompensation durch Mehr^ng 
Steuer-   oder   Verbrauchsteuererhön 
sollte nicht vorgesehen werden. 

4. Ein teilweiser Ausgleich ist nacn 
fassung der Arbeitsgruppen der Rej^ 
rungskoalition durch stärkeren Abbau 
Steuersubventionen     und     Finanzh" 
durch weitere steuerliche Kompensa 
in politisch vertretbaren Bereichen, vo 
lern aber durch eine strikte Begren*   n 
der jährlichen Ausgabenzuwächse in 
kommenden Haushalten zu suchen. 

5. Die Arbeitsgruppen der Koalition^, 
tionen haben eine Kommission aus n ^ 
halts- und Steuerpolitikern eingesetz:. e 

bis Ende des Monats auf der Gruno , 
der Diskussionsergebnisse der Klau ^, 
gung konkrete Vorschläge für eine%ere 
chen teilweisen Ausgleich, insbeso n> 

beim Abbau steuerlicher Subventio 
unterbreiten soll. .^ 
6. Die steuerlichen Entlastungen sjj ^, 
nach Möglichkeit als Ganzes in K1*^ 
setzt werden. Der Zeitpunkt wird auc     n 

dem Umfang der Möglichkeiten für $ 
teilweisen Ausgleich abhängen. &n .ef1r- 
ches Inkrafttreten und Verzicht auf %$< 
wertsteuer-    und    Verbrauchsteue      r, 
hung haben jedenfalls Vorrang, ^.«fijf1' 
native ist auch eine moderate Ru    ( 

rung des Entlastungsvolumens den 

7. Auch in den nächsten HaushaltsJ^|i£ji- 
müssen äußerste Sparsamkeit un  ,tspo''' 
tat oberste Richtschnur der Haushai   ^ 
tik bleiben,  damit die  Neuversch      e- 
auch nach Steuerreform  und_Ver      j(i 
rung des Familienlastenausgleichs     ,eii 
der Finanzplanung vom Sommer       0 
Jahres  gesetzte  KonsolidierungsZ.    ^ 
1987 von 22,5 Mrd. DM  nicht ver 
wird. 
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VORRUHESTAND 

Jetzt müssen die Tarifpartner 
'hren Beitrag leisten 
Qe^ Vorruhestandsangebot ist ein 
Nh |S    ge9en die Resignation und 
trao 

ares Angebot an die Tariffver- 
stertPartelen' erk'ärte Bundesmini- 
Schi 

Norbert Blüm bei der Verab- 
2es'edung des Vorruhestandsgeset- 
Qe 

lm Deutschen Bundestag. Das 
Kofi?;.2 wurde mit den Stimmen der 
tritt      nsparteien angenommen und 
^faft Um 1" Mai dieses Jahres in 

Q|e beste Beschäftigungspolitik ist eine 
hoch terende Wirtschaft, denn auch die 
den f

1?^ Sozialleistungen ersetzen nicht 
Wiedpbeitsplatz, stellte Blüm fest. Es gibt 
turn st Grund für Zuversicht: Das Wachs- 
der Jte'gt, Investitionen lohnen sich wie- 
Se^ahid d'e saisonberein'gte Arbeitslo- 
se t 

9eht zurück- Die Kurzarbeit ist 
hen s

r
t 9egenüber dem Vorjahr. Die offe- 

^brn n nehmen zu. Ihre Zahl lag im 
de$y.um 16 Prozent über dem Stand 
Gen A°fjanres- Der Stellenzugang war bei 
*ls j/^eitsämtern um 31 Prozent höher 
tya 

n Februar 1983. 

Arbgjj^ Jetzt nicht passieren darf, ist ein 
d'6 Arh ampf• Ein streik Jetzt trifft mehr 
^s |< °eitslosen als die Arbeitgeber, und 
Vta ?n n'emand wollen; weder die Ge- 
a6r s.chaften noch die Arbeitgeber noch 
S°*iaie

aat- Eite|keit und Prestige sind ein 
Sner[ 

Luxus- den wir uns nicht leisten 
Slt Es geht nicht darum, wer recht 
% A^K hat' sondern wie wir gemeinsam 
'st ejng eitslosen helfen. Sozialer Frieden 
UDS Aufschwungbedingung. 
Ssa 

Vorruhestandsgesetz ist ein Frie- 
n9ebot.   Es  hat  nur  Erfolg,  wenn 

Staat, Gewerkschaften und Arbeitgeber 
zusammenwirken. Das Gesetz ohne die 
Mitwirkung der Tarifpartner ist nur von 
dem Wert des Papiers, auf dem es ge- 
druckt ist. Wer nicht mitmacht, steht unter 
Rechtfertigungszwang. 
Wir strecken die Hand aus. Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeber, die die Hand zurück- 
weisen, müssen das vor den Arbeitslosen 
verantworten. An die Gewerkschaften ap- 
pelliere ich, sich nicht auf die 35-Stun- 
den-Woche zu fixieren. Fixierungen sind 
immer Ausdruck von Erstarrung, von Ver- 
kalkung. Die Vorruhestandsregelung ist 
ein Ausweg aus der arbeitsmarktpoliti- 
schen Sackgasse. 
An die Arbeitgeber appelliere ich, nicht 
kleinlich zu sein. Ein großzügiges Vorruhe- 
standsangebot ist eine weitsichtige Inve- 
stition in den sozialen Frieden und Zusam- 
menarbeit der Sozialpartner. 
Deshalb appelliere ich an die Kompromiß- 
fähigkeit  der  Tarifpartner.   Die  Vorruhe- 
standsregelung erweitert den  Spielraum 
der  Einigungsmöglichkeiten   und  ist  ein 
wichtiger   Beitrag   zur  Arbeitszeitverkür- 
zung. Jeder weiß, daß die Lebensarbeits- 
zeitverkürzung viel populärer ist als die 
Wochenarbeitszeitverkürzung. 
Wir sind nicht der Vormund der Arbeitneh- 
mer. Die Mehrzahl der Arbeitnehmer zieht 
die Lebensarbeitszeitverkürzung der Wo- 
chenarbeitszeitverkürzung vor. Was den 
Wünschen der Arbeitnehmer entspricht, 
kann   nicht   gewerkschaftsfeindlich   sein. 
Wer  behauptet,   die  Vorruhestandsrege- 
lung sei gegen die Gewerkschaften ge- 
richtet,   unterstellt,   Gewerkschafts-   und 
Arbeitnehmerwünsche seien nicht gleich. 
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Das wäre schlimm für die Gewerkschaf- 
ten. Keine noch so intelligente Diskussion 
kann an der Tatsache vorbeigehen, daß 
beides nicht möglich ist, die 35-Stunden- 
Woche und die Lebensarbeitszeitverkür- 
zung. Wer die 35-Stunden-Woche ideolo- 
gisiert und zur Machtfrage der Gesell- 
schaft hochstilisiert, gar die Existenzfähig- 
keit der demokratischen Gesellschaft da- 
von abhängig macht, der blockiert die 
pragmatische Lösung der Arbeitszeit- 
frage. 
Wer gegen die 35-Stunden-Woche ist, ist 
deshalb noch kein Gegner der Demokra- 
tie. Die Demokratie gab es bei 48 Stunden 
Wochenarbeitszeit, die gibt es bei 40 
Stunden und die wird es auch bei 35 Stun- 
den geben. 

Das Dilemma der 
35-Stunden-Woche 
Die Vorruhestandsregelung ist auch ein 
Ausweg aus dem Dilemma der 35-Stun- 
den-Woche. Das Dilemma der 35-Stun- 
den-Woche ist ein doppeltes Dilemma. 
1. 35-Stunden-Woche mit vollem Lohnaus- 
gleich wird eine große Zahl von notleiden- 
den Betrieben in den Bankrott drängen. 
Wir verlieren dabei nicht nur Unternehmer, 
sondern auch Arbeitsplätze. 
2. 35-Stunden-Woche ohne vollen Lohn- 
ausgleich hängt die Rentner vom Fort- 
schritt ab. Es gibt nämlich wieder etwas 
zu verteilen. Wenn der ganze Zuwachs al- 
lerdings in mehr Freizeit umgewandelt 
wird, gehen die Rentner leer aus, denn ih- 
re Rentenerhöhung hängt an den Lohner- 
höhungen. 
3. 35-Stunden-Woche auf einen Schlag 
mit 5 Stunden Arbeitszeitverkürzung läßt 
sich in vielen Bereichen betriebsorganisa- 
torisch und betriebswirtschaftlich nicht 
verkraften. Der Ruin eines Betriebes ist 
auch der Ruin von Arbeitsplätzen. 
4. 35-Stunden-Woche in kleinen Schritten 
führt zu demselben Ergebnis, zu dem sie 
bereits in Frankreich geführt hat: 
• Eine Stunde Wochenarbeitszeitverkür- 

zung wird aufgefangen durch Arbeitsv 
dichtung, mit anderen Worten: Fließt ' 
der laufen schneller, und die kleinen P» 
sen fallen weg. .. 
• Eine Stunde Wochenarbeitszeitverk 
zung kostet mehr als die ganze Vorru 
Standsregelung. Für eine Stunde Wocn   { 

arbeitszeitverkürzung werden 2,6 Pro 
Bruttolohn-   und   -gehaltssumme   m 
spruch genommen. Die Vorruhestanö   r 

gelung ist um mehr als ein Prozent bil"9 
Es bleibt also bei der Vorruhestandsrea 
lung noch etwas für die Lohntüte uD 
Die 35-Stunden-Woche nimmt rnehr 
dem Kuchen Sozialprodukt in AnSpr

kann 
als neu gebacken wird. Aber man *  )g 
bekanntlich nicht mehr Kuchen essen, 
gebacken ist. 

Die Vorzüge der 
Vorruhestandsregelung er 
In   die  Vorruhestandsregelung  sind 
Rücksichten institutionell eingebaut: 

1. Rücksicht auf die Arbeitslosen 

Die Vorruhestandsregelung ist mit e' 
Einstellungsgebot für Arbeitslose ve' np 
den. Geld bekommt der Betrieb nur, r 

er anstelle des ausgeschiedenen a ^ 
Arbeitnehmers einen Arbeitslosen ^ 
stellt. Diese Sicherung gibt es bei a 
Stunden-Woche nicht. 

2. Rücksicht auf die älteren 
Arbeitnehmer ^e 
Die Vorruheständler der nächsten ^ 
sind die Kinder des Hungers aus de ,. 
marer Zeit, die Jugendlichen der Bo $ 
nachte des Zweiten Weltkrieges un ^ 
jungen Leute des Wiederaufbaus, ° .^r 
Trümmer wegräumten, als ein Tel ^\ 
Väter noch in Gefangenschaft w.ar* 0ten' 
sie in Frieden in den Ruhestand ein

e(G
e' 

wenn sie wollen. Wir verdanken dies> ft5- 
neration Wiederaufbau und Wirts 
wunder. 

3. Rücksicht auf die Lehrling© 
Für   die  Vorruhestandsregelung wi rd 
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Jede einbetrieben die Einstellun9 eines 
Betriph~ehrlin9s angerechnet und in allen 
deter? d'e Übernahme von Ausgebil- 
V0rr. Ü dle sonst arbeitslos würden. Die 
sie j nestandsregelung hilft alt und jung, 
Samke

>TUsc,ruck der Generationengemein- 

" Rücksicht auf die Kleinbetriebe 

BetrJ6(°
rruhestandsregelung schützt die 

Obern VOr einer Überforderung. Ein 
ArbeitUrChSChnittlicher Anteil von älteren 
in die khmem wird keinen Durchschlag 
ber, K°stenbelastung der Betriebe ha- 
se| 0J:e:l eine 5%ige Uberforderungsklau- 
des 

eine Ausgleichskasse oder bei- 
ge|Un 

2Usammen die Vorruhestandsre- 
Scr,ützt   V°r    Wettbewerbsverzerrungen 

uas w 
<3em f)rrunestandsgehalt liegt weit über 
die d6r rtJeitslosen9eld, über der Rente, 
de, gleichaltrige Rentner erhalten wür- 
durCri.

es funrt zu höheren Renten, als sie 
re'cht e S09er)annte 59er Regelung er- 
V°Tuh den- Selbst bei einem 65%igen 
toejnk estandsgehalt    beträgt   das    Net- 
beitsiommen Über 70 Prozent' das Ar- 
ne |^j ^eneinkommen für Arbeitslose oh- 
Da 

er bekanntlich nur 63 Prozent, 
•arig rbeitslosengeld wird nur ein Jahr 
9eid ]^2an|t, während das Vorruhestands- 
Wjrd   n der Regel fünf Jahre ausgezahlt 

*Gr de 

^ mt' der über ein Jahr arbeitslos ist 
^nte 'I 6° in die Rente 9eht, steigt die 
Vruh 

nn nicht mehr, während für den 
9^ah|teStändler weiter Rentenbeiträge 
riUr u- Werden. Dies alles allerdings sind 
es jn 

lndesthöhen. Die Tarifpartner haben 
s6lbstw

er Hand, das Vorruhestandsgeld 
W|e die Rentenbeiträge zu erhöhen. 

"-Regelung 
gr N 
SeluenUn°rdnUng  der ^genannten  59er 
t^itsir? nUr S0 viel: Für die 59jährigen 

nrien v!6n ändert sicn gar nichts- Sie 
Wle bisher mit 60 Jahren vorzeitig 

in die Rente. Für die Betriebe allerdings, 
die sich ohne Not auf diesem Schleichweg 
von den Kassen der Sozialversicherung 
ihre betriebliche Personalpolitik bezahlen 
ließen, ändert sich viel: Sie müssen der 
Arbeitslosenversicherung und der Ren- 
tenversicherung die Kosten dieses Weges 
in die vorzeitige Rente erstatten. Das ist 
nicht mehr als recht und billig. Schließlich 
ist die Rentenversicherung und die Ar- 
beitslosenversicherung nicht der Zahlmei- 
ster der Betriebe. 

Jetzt ist nicht die Stunde von Taktikern 
und Buchhaltern. Jetzt ist die Stunde, 
dem sozialen Frieden seinen Tribut zu zol- 
len. Deshalb wünsche ich der Vorruhe- 
standsregelung Anwendung. Der Gesetz- 
geber hat seine Pflicht getan. Jetzt haben 
die Tarifpartner das Wort. Sie stehen in 
der gleichen Verantwortung für die Ar- 
beitslosen wie das Parlament. 

Unsere Vorruhestandsregelung ist eine 
Arbeitszeitverkürzung mit Freiheit. Die Ar- 
beitnehmer sollen selbst entscheiden, ob 
sie mit 58 Jahren in die Rente gehen 
oder länger in der Erwerbsarbeit bleiben 
wollen. 

Freiheit ist immer besser 
als Zwang 
Wer aus der Erwerbsarbeit ausscheidet, 
darf nicht aus unserer Gesellschaft aus- 
scheiden. Wir brauchen die älteren Mit- 
bürger. Eine Welt, die das Alter verdrängt, 
wäre eine erbarmungslose Welt, in der 
Rücksicht nichts mehr gilt. Wir brauchen 
die Erfahrung der Alten in den Parteien, 
Gewerkschaften, Kirchen und Vereinen, in 
Familien und Nachbarschaft. 
Eine Politik aus Erfahrung der Alten ge- 
speist ist mir jedenfalls lieber als eine Po- 
litik, die von der Ideologie manch jüngerer 
Zeitgenossen indoktriniert wird. Unser An- 
gebot eines Vorruhestandes verbinde ich 
mit einer ausdrücklichen Einladung an die 
älteren Mitbürger zur Mitarbeit. 
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TARIFPOLITIK 

Mutiger Schritt der IG Bau-Steine-Erden: 
Dieses Beispiel wird Schule machen 
Der jüngste Tarifabschluß in der 
Baubranche beweist: Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgeber sind weiterhin 
bereit, gemeinsam den erfolgreichen 
Weg der Partnerschaft zu gehen. 3,3 
Prozent Lohnerhöhung sind ein ge- 
samtwirtschaftlich vernünftiger Kom- 
promiß zum Nutzen beider Seiten. Er 
sichert den Arbeitnehmern das er- 
reichte Reallohnniveau. Den über- 
wiegend mittelständischen Betrie- 
ben der Bauwirtschaft bleiben exi- 
stenzbedrohende Kostensteigerun- 
gen erspart. 

Die Absichtserklärung der Tarifpartner, 
bis zum Ende dieses Jahres eine Vor- 

ruhestandsregelung für die Jahre 1985 bis 
1988 zu erarbeiten, gibt diesem Tarifver- 
trag Signalcharakter für die gesamte Tarif- 
auseinandersetzung 1984. Das gilt auch 
für die Bereitschaft, die 40-Stunden-Wo- 
che bis 1988 festzuschreiben, erklärte der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Alfred Dregger, und sein Stellver- 
treter, Adolf Müller (Remscheid). 

Der IG Bau - Steine - Erden kommt das gro- 
ße Verdienst zu, eine Pionierrolle bei dem 
mutigen Experiment eines Beschäfti- 
gungspaktes zwischen Staat, Gewerk- 
schaften und Arbeitgebern übernommen 
zu haben. Sie hat nach der Erkenntnis ge- 
handelt, daß weder der Staat noch die Ta- 
rifpartner die schwierigen Arbeitsmarkt- 
probleme unseres Landes allein lösen 
können. Die freiheitliche Ordnung der So- 
zialen Marktwirtschaft bedarf zu ihrer 
Funktionsfähigkeit der aktiven Mitwirkung 

aller gesellschaftlichen Gruppen. Die Tan ^ 
partner der Bauwirtschaft haben in ein 
schwierigen  Situation  ihre   Bewährung 
probe als stabilisierender Ordnungsfak 

glänzend bestanden. 
Dieses Beispiel wird Schule machen. w 

tere vier Einzelgewerkschaften haben 
gnalisiert,   daß   sie   grundsätzlich   ber 

sind, gemeinsam mit der Bundesregier 

und der sie tragenden Koalition von C '' 
CSU und FDP die Strategie der LebenjL. 
beitszeitverkürzung als flankierenden P 

trag zur Bekämpfung der Massenarb<% 
losigkeit zu verfolgen. Ihre Tarifpolitik W 
sich im  Einklang  mit den  Einstellung 
und Wünschen der großen Mehrheit 
deutschen Arbeitnehmer — auch derLr 
werkschaftlich Organisierten —, die el   ^ 
Verkürzung  der  Lebensarbeitszeit * 
als Beitrag zur Humanisierung <*&   ^ 
beitslebens den Vorrang vor der ^in

||ern 
rung der 35-Stunden-Woche  bei vo 
Lohnausgleich geben. 

Weg frei für breite Einführung 
von Sprit ohne Blei 
Die Automobil- und Mineralölindustrie   . 
ben die Qualitätsnormen für das Kün \0 

"jest£ bleifreie Normal- und Superbenzin 'T~^/fr 
setzt. Bundesinnenminister Friedrich ^ 
mermann teilte in Bonn mit, mit der ^ 
schiedung der entsprechenden DlN' set- 
im Normenausschuß sei die Vora ^ 
zung zur großflächigen Einführung 
freien Benzins geschaffen. 
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INFORMATION 

Keine doppelte 
Gebühr für 
Schnellbriefe 
s^

desPostminister Christian Schwarz- 
nilling  (CDU)  hat nachdrücklich  de- 

Br|
ntlert, daß von 1985 an das Porto für 
ete, die am nächsten Tag zugestellt 

Maw6" so,,en' von °'80 Mark auf 1'60 

seh erhÖht wlrd" Schwarz-Schilling be- 
^uldigte den SPD-Bundestagsabge- 
gij "eten   u"d   Postverwaltungsratsmit- 

^ün   ^eter Paterna> der auf dlese Erno_ 

«De 2  'n   einem   Zeitungsinterview   auf- 
r*sam gemacht hatte, die Unwahrheit 

*u sagen. 

tu 
eriSo unwahr seien Paternas Behaup- 

Briftf dal^ vom nacnsten Janr ar> für 
te.

e e m't dem heutigen Porto die Laufzei- 
rUn 

Ver|ängert würden und daß die Einfüh- 
Sej9 neuer Brief-Gewichtsklassen geplant 

P0 jVar2_Schilling hat nach Angaben des 
F>at 

m,n'steriums „zutiefst bedauert", daß 
Bpeh na gegenüber einer Zeitung solche 
dje ^Formationen" gegeben habe, die 
F>0 ^entlichkeit verunsicherten und der 
ha(t> 

Schweren Schaden zufügten. Des- 
d6r -?.ei die Frage zu stellen, wie sich ein 
Vera t 6S Verna,ten Paternas mit einer 
beits 

tlichen Mitgliedschaft im Ar- 
vere-a^Sschuß   des   Postverwaltungsrats 

Anlaß aren lasse' Er habe aus diesem 

$ch e'nen Brief an Paterna geschrieben. 
9abe ar2~^cn'"'n9 bezeichnete es als Auf- 
stau Postunternehmensleitung, sich 
ken j

9 über die Wirtschaftlichkeit Gedan- 
Suchu macnen und entsprechende Unter- 
Ware 

n9saufträge zu vergeben. Jedoch 
hunq

Schon vom Zeitablauf her eine Erhö- 
Qberh er Briefgebühren im Jahre 1985 

nauPt nicht mehr möglich. 

Auch der postpolitische Sprecher der 
FDP-Bundestagsfraktion, Klaus-Jürgen 
Hoffie, hat sich gegen die „völlig frei erfun- 
denen Behauptungen" Paternas gewandt. 
Er erklärte, daß es entgegen den Behaup- 
tungen Paternas auch im Postzeitungs- 
dienst keine „Zwei-Klassen-Tarife" geben 
werde. Die FDP werde auch 1985 Gebüh- 
renerhöhungen im Postdienst nicht zu- 
stimmen. 

Keine andere Wahl: Buße für 
Gurtmuffel 
Zur geplanten Einführung eines Verwar- 
nungsgeldes von 40,— DM für Autofahrer, 
die keinen Sicherheitsgurt anlegen, erklärt 
der verkehrspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Günter Straß- 
meir: Es ist bedauerlich, daß Bundesver- 
kehrsminister Dollinger im Rahmen seiner 
Verantwortung für die Verkehrssicherheit 
zu dieser Maßnahme greifen mußte. Bes- 
ser wäre es gewesen, wenn die Autofah- 
rer von sich aus den zur Verfügung ste- 
henden Sicherheitsgurt angelegt hätten, 
um somit einen Beitrag zum Kampf gegen 
den Unfalltod zu leisten. Die letzte Ver- 
kehrsstatistik, die gestiegene Unfallzahlen 
ausweist und die neueste Untersuchung 
der Bundesanstalt für das Straßenwesen 
ließen dem Minister jedoch keine andere 
Wahl. Die ermittelte Anlegequote von 58 
Prozent ist absolut unzureichend. Erfreu- 
lich ist, daß das vorgesehene Verwar- 
nungsgeld von 40,— DM noch keinen Ein- 
trag in Flensburg zur Folge hat. 

Beförderungschancen bei der 
Bundeswehr verbessern 
Der Sorge des Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestags, Karl-Wilhelm 
Berkhan, der Beförderungs- und Verwen- 
dungsstau bei der Bundeswehr führe „un- 
weigerlich zu einer Überalterung der 
Streitkräfte und zum Frust bei Vorgesetz- 
ten   und  Untergebenen",   ist  voll   beizu- 
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pflichten. Es gehört zu den wichtigsten 
Aufgaben des Deutschen Bundestages, 
mit dafür zu sorgen, daß diese Misere so 
rasch wie möglich behoben wird. Wenn 
ein Kompaniechef zehn Jahre und länger 
den gleichen Dienst tun muß, ohne die ge- 
ringste Aussicht zu haben, befördert zu 
werden, ist das dem Geist der Truppe 
höchst abträglich, erklärt MdB Willi Weis- 
kirch. 
Was Berkhan zur Beurteilung von Demon- 
strationen gegen die Bundeswehr sagt, 
kann nicht nachhaltig genug unterstützt 
werden. Wenn Geistliche im Ornat und 
selbst Abgeordnete vor Kasernen und 
Truppenübungsplätzen demonstrieren, 
sich aber dem sachlichen Gespräch mit 
den Solaten verweigern, dann ist ein sol- 
ches Verhalten nicht nur verantwortungs- 
los, sondern skandalös zu nennen. 

Ölsünderkartei für die 
Nordsee gefordert 
Die bedrohliche Verschmutzung der Nord- 
see macht, nach Auffassung des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs im Bundes- 
innenministerium, Carl-Dieter Spranger 
(CSU), den Aufbau einer internationalen 
Ölsünderkartei notwendig. „Offensichtlich 
ist dies die einzige Möglichkeit, der schlei- 
chenden Ölpest Herr zu werden. Die Ur- 
lauber werden sich im Sommer selbst vom 
schlimmen Zustand der Nordsee überzeu- 
gen können." Die Ölsünderkartei ist nach 
den Worten Sprangers Bestandteil der 
Forderungen, die die Bundesregierung auf 
der Konferenz der Nordsee-Anliegerstaa- 
ten Ende Oktober in Bremen vorlegen will. 
Als Ergebnis erhoffe sich Bonn ein ge- 
meinsames Schutzkonzept aller Regierun- 
gen. 

Glückwünsche an Duarte 
Der Vorsitzende der CDU, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, hat dem christdemokrati- 
schen   Präsidentschaftskandidaten   in   El 

Salvador,   Napoleon   Duarte,   zu   seine^ 
überragenden   Wahlerfolg   gratuliert, 
dem Telegramm heißt es u.a.: „Wir verfc 
gen  Ihren politischen Kampf mit 9roße 

Sympathie. Unsere Hoffnung richtet sie 
jetzt   auf   den   entscheidenden   zweite 
Wahlgang. Wir sind zuversichtlich, daß das 

salvadorianische Volk Ihnen den nötigen 

Rückhalt für Ihre Politik der Versöhnung- 
der sozialen Reformen und der Durchse 
zung rechtsstaatlicher Prinzipien gibt- S' 
haben   Ihre   Entschlossenheit   bekunde - 
dem Blutvergießen in Ihrem unter GeW* 
und Terror leidenden Land ein Ende 
bereiten.   Für  dieses  Friedensprogram 
haben Sie weiterhin unsere ganze p°" 
sehe und moralische Unterstützung." 

Unterausschuß „ 
„Forschung und Technologie 
Im   Bonner   Konrad-Adenauer-Haus   " 
zum ersten Mal nach Bildung der neue 
Bundesregierung     der     Unterausscn ^ 
„Forschungs- und Technologiepolitik" d 
Bundesfachausschusses   Wirtschaft   ° 
CDU getagt. Seine Arbeit hat zum Ziel- 
le Aspekte der Forschungs- und Tecn 
logiepolitik fachlich zu durchleuchten, 
zu weiteren programmatischen Aussag . 
für die künftige politische Arbeit der C 
— auch vor dem Hintergrund des be^ 
stehenden CDU-Parteitages — zu ge'a 

gen. 

Das Gremium, dem neben den für 
schungsfragen zuständigen Bundestag 
abgeordneten zusätzliche Fachleute      . 
Verwaltung und Industrie angehören, 
in der ersten Sitzung durch Formulier 
von   Themenschwerpunkten   einen   "   f 
men für seine Arbeit abgesteckt. AU' 
nächsten Sitzung wird anhand eines 
taillierten Arbeitsplans mit der fachlic   j# 

Beratung begonnen. Vorgesehen ist n 
genfalls  weiteren  sachverständige0     r, 
aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung 
anzuziehen. 
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DEUTSCHLANDPOLITIK 

^er aus der DDR zu uns kommt, 
muß Aufnahme und Hilfe finden 
ach einer Anhörung von Betroffe- 

nah Und elnem Besuch im Notauf- 
. «nmelager Gießen stellt die Ar- 

e«tsgrUppe Deutschlandpolitik und 
Umfragen der CDU/CSU-Bundes- 

ö
a9sfraktion folgendes fest: Die 

q 
utschen aus der DDR nehmen in 

dj*radezu bewundernswerter Geduld 
oe 

e/schwerten Rahmenbedingun- 
j   n in Gießen hin und weisen dabei 

vorbildlicher Weise jedes An- 
beCnsdenken von sich. Sie sind 
Sc(TUnt' sich reibungslos und 
der P?" 'n die Lebensverhältnisse in 

Bundesrepublik zu integrieren. 

Qje seit Anfang dieses Jahres anhalten- 
Wirrj ^bersiedlun9swelle aus der DDR 
irTl 

von den Beamten und Bediensteten 
Un Undesn°taufnahmeverfahren und im Lage 
fchatt Gießen mit vorbildlicher Bereit- 
kjjj*j^fu..rl Mehrarbeit und mit Freundlich- 
ere ss bewältigt. Die Arbeitsgruppe erkennt 
auch

ausdrucklich an, wenngleich sie sich 
Wir»- dav°n überzeugt hat, daß die gegen- 
9er Q-en Verhältnisse im Notaufnahmela- 
2urnuthßen nur für eine be9renzte Dauer 
kör,n        sind und hingenommen werden 
NotaT   D'e rauml'cnen Verhältnisse im 
aber     

anmela9er Gießen sind en9. was 
Werd 

Solange   als   erträglich   bezeichnet 
biSrie

en kar»n, als der Aufenthalt — wie 
dan«.!!""" nur eine Nacht oder zwei Nächte auert und die Zahl der Aufzunehmenden nichi  • U|iu aie zahl der / 

On h
n°Ch mehr ansteigt 

V6rrj   
an9ig davon müssen aber dringend 

d6s s
Sserungen  im  Bereich der Küche, 

ten fü
PeiSesaals und der Ruhemöglichkei- 

c%sb 
r K|nder herbeigeführt werden. Die 

uglichen Verhältnisse sind unwür- 

dig und praktisch unzumutbar. Über die 
dazu erforderlichen finanziellen Aufwen- 
dungen sollten sich das Land Hessen, die 
übrigen Länder und die Bundesregierung 
— ohne großen Grundsatzstreit — unbü- 
rokratisch einigen. 

Die medizinischen Betreuungs- und Un- 
tersuchungsmöglichkeiten in Gießen für 
den Kreis der ehemaligen politischen Häft- 
linge sind nicht ausreichend. Vor allem ist 
sicherzustellen, daß eine gründliche Un- 
tersuchung im Hinblick auf mögliche Haft- 
folgen nach dem Aufenthalt im Notaufnah- 
melager in den jeweiligen Aufenthaltsor- 
ten durchgeführt wird. Dabei geht es ins- 
besondere auch um psychische Folgen 
der Haft. Auffällig häufig klagten die Be- 
fragten darüber, daß sie bei den örtlichen 
zuständigen Arbeitsämtern nicht den Vor- 
schriften entsprechend betreut und be- 
handelt worden sind. So vergeht zum Bei- 
spiel bis zur Auszahlung des zustehenden 
Arbeitslosengeldes eine zu große Zeit- 
spanne (bis zu 7 Wochen und mehr); von 
der hier angemessenen Möglichkeit einer 
Vorschußzahlung wird häufig nicht Ge- 
brauch gemacht. 
Dabei herrscht bei den Behörden offen- 
sichtlich auch Unkenntnis darüber, wie 
Ausreisewillige von den DDR-Behörden 
häufig behandelt werden: Nach dem Stel- 
len eines Ausreiseantrages verlieren sie 
häufig ihren qualifizierten Arbeitsplatz, 
werden arbeitslos oder mit einer unter- 
wertigen Tätigkeit weiterbeschäftigt. Die 
hiesige Einstufung in bezug auf das Ar- 
beitslosengeld erfolgt deshalb häufig un- 
zutreffend bloß nach der zuletzt ausgeüb- 
ten Tätigkeit und nicht nach dem eigentli- 
chen Beruf. Von der Bundesanstalt für Ar- 
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beit muß daher gefordert werden, alle Au- 
ßenstellen noch einmal auf die für diesen 
Personenkreis vorhandenen Vorschriften 
und Möglichkeiten ausdrücklich hinzuwei- 
sen und zu informieren. 
Mehrfach wurde auch darüber geklagt, 
daß Dienststellen von Allgemeinen Orts- 
krankenkassen nicht darüber informiert 
waren, daß alle aus der DDR Eingereisten 
zunächst für die Dauer von drei Monaten 
automatisch krankenversichert sind. Sie 
wurden in mehreren Fällen als „freiwillig 
Versicherte" eingestuft und sahen sich 
dann im Krankheitsfalle entsprechenden 
Forderungen von Ärzten und Krankenhäu- 
sern gegenüber. Auch hier ist eine gründ- 
liche Information durch das zuständige 
Bundesministerium und die entsprechen- 
den Landesministerien erforderlich. 

Gelegentlich wurde auch darüber geklagt, 
daß kommunale Dienststellen bei der Ge- 
währung von Sozialhilfe sich mehr nach 
der örtlichen Kassenlage als nach den 
rechtlich vorhandenen Ansprüchen rich- 
ten. Auch eine Vielzahl anderer Stellen zö- 
gert durch unverständlich langsame Sach- 
bearbeitung die Eingliederung hinaus. So 
klagen zum Beispiel Ärzte darüber, daß 
die zuständigen Landesärztekammern die 
erforderliche Anerkennung der Approba- 
tion erst nach unnötig langer Wartezeit er- 
klären. 
Auf die von den hiesigen Generalstaatsan- 
waltschaften auszusprechende Annullie- 
rung von politischen Urteilen der DDR-Ge- 
richte wird, obwohl nach den Vorschriften 
nicht unbedingt erforderlich, häufig zu 
großer Wert gelegt. Dadurch entstehen 
völlig unnötige Wartezeiten bei der Ge- 
währung von Hilfen. So wird die mögliche 
„sogenannte vorläufige Bescheinigung" 
des öfteren nicht anerkannt und auf einer 
ausdrücklichen Annullierung durch den 
Generalstaatsanwalt, auch bei völlig ein- 
deutigen Fällen, bestanden. 

Völlig unbefriedigend ist die derzeitige Si- 
tuation bei der Frage, wer die bei der 
Übersiedlung anfallenden Umzugskosten 

trägt. Die im Einzelfall durchaus erheb'' 
chen Kosten (mehrere tausend Mark) sW 
len die Übersiedelnden häufig vor unlo 
bare Probleme. Da sie selbst das nötig 
Geld nicht haben, müssen Verwandte, s 

zialämter  oder   sonstige   Organisation6 

die Kosten übernehmen. Da in diesem Z 
sammenhang aber keinerlei verbindlich 
Regelung vorhanden ist, wächst sich d|e 

se  Frage zu  einer  unzumutbaren  Be . 
stung aller Beteiligten aus. Es ist desha 
zu fordern, daß schnellstens eine recht" 
verbindliche Regelung über die Kostend 
gungspflicht  bis  zum   künftigen  Aufe^J 
haltsort der Übersiedler geschaffen wir 

Nicht  hingenommen  werden  kann aü 

die Tatsache, daß diejenigen Übersieh6, 
die mit eigenem Pkw anreisen, Praktl^ßf1 
ab dem Übertritt an der innerdeutsch ^ 
Grenze bis zur Ummeldung ihres PkvvS

nt. 
der Bundesrepublik (Gießen oder Aufe ' 
haltsort)  ohne Versicherungsschutz ' 
ren. Die Bundesregierung sollte mit ° 
Kfz-Haftpflichtversicherungen       daninjL 
hend    übereinkommen,    daß    Versjc 
rungsschutz rückwirkend bis zum ^   e. 
tritt an  der innerdeutschen  Grenze 9 
währt wird. 

Bund der Mitteldeutschen 
ruft Spendenaktion aus 
Zu Spenden für die Ubersiedler aus 
DDR hat der Bund der Mitteldeutsch 
(BMD)  aufgerufen.  BMD-Präsident M 
fred Schmidt sagte, mit der Spende"^ 
tion  „Deutsche  helfen  Deutschen" s   n 

„direkte  Hilfe  in  besonders schwierig 
Fällen" geleistet werden. So hätten   ' -v 
Menschen aus der DDR nach ihrer A^ fj. 
se in die Bundesrepublik mit starke

zLjg, 
nanziellen Belastungen durch den Um ^, 
durch lange Wartezeiten auf wichtige    ^ 
hördenentscheidungen   und   durch     . 
Unterhalt   für   ihre   Kinder   zu   kämP ^ 
Schmidt rief die  Bundesbürger auf. ^. 
Übersiedler aus der DDR „in unsere   fe 

Seilschaft aufzunehmen" und ihnen 
zu geben. 
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CDU NIEDERSACHSEN 

Führungsspitze mit eindrucksvoller 
Mehrheit bestätigt 
Minister Wilfried Hasselmann wird 
ur weitere zwei Jahre die Nieder- 

pachsen-CDU anführen. Mit rund 92 
wT°*ent der Stimmen wurde er am 
. °chenende in Cuxhaven auf dem 
sndesparteitag zum neunten Male 

J* edergewählt. Seine Stellvertreter 
Schd^n Sozia,minister Hermann 
cnnipkoweit, Parlamentarischer 

Jeschäftsführer Rudolf Seiters und 
'sula Benedix-Engler, Vorsitzende 
.r niedersächsischen Frauenverei- 

n,9Ung. 

I seiner knapp einstündigen Eröffnungs- 
De?de hatte Wilfried Hasselmann die 681 
tl feierten der Ur|ion zu verstärktem poli- 

chen Engagement aufgefordert: „Die 
lei darf sich nicht darauf verlassen, daß 

W?ierung und Fraktion alles wohl rich- 
h • sagte er. Es müsse gerade an der 
^S|s diskutiert werden, um Denkmodelle 
Sc.!f

erwirklichen. Der Landesvorsitzende 
ei  

at2te die Situation insgesamt positiv 
bat Wies aber auf den Spätindikator Ar- 
r(jck

s,0sigkeit hin. Sie werde allerdings zu- 
9en9ehen' wenn der bisher eingeschla- 
HaR6 ^UrS der Union beibehalten werde. 
6s 

Se'mann: „Eine Wende rückwärts wird 
%mit Uns nicht geben." Gleichzeitig er- 
W0(l

er der Einführung der 35-Stunden- 
v0. 

e eir»e klare Absage. „Wir lassen uns 
*u niemandem das Recht absprechen, 
sch f Ser zwischen Teilen der Gewerk- 
^no ••Und der SPD ausgeheckten Forde- 
35 5 öffentlich Stellung zu nehmen." Die 

9lej 
Stund en-Woche  bei vollem  Lohnaus- 
°n sei in höchstem Maße unsozial. 

Ministerpräsident Ernst Albrecht betonte 
auf dem Parteitag, daß an dem Grenzver- 
lauf an der Elbe zur DDR nicht gerüttelt 
werden könne. Er betonte zwar die Bereit- 
schaft zu Gesprächen mit Ostberlin, „aber 
wir werden keine Wallfahrt veranstalten". 
So sei man bereit, Gespräche über die Er- 
fassungsstelle in Salzgitter zu führen. Am 
einfachsten sei es allerdings, die Men- 
schenrechtsverletzungen in der DDR ein- 
zustellen, betonte der Ministerpräsident. 
Ministerpräsident Ernst Albrecht lehnte ei- 
ne zusätzliche Belastung des Landesetats 
durch die geplante Steuerreform ab. 55 
Prozent der vorgesehenen Entlastungs- 
summe von 22 Milliarden Mark sollten 
Länder und Gemeinden tragen. 

Dies würde für den niedersächsischen 
Haushalt eine Ausweitung der Deckungs- 
lücke von derzeit zwei Milliarden auf drei 
Milliarden Mark bedeuten. Dies komme für 
die Landesregierung nicht in Frage, be- 
tonte Albrecht. 

CDU-Generalsekretär Heiner Geißler teilte 
vor den Delegierten dem Gedanken an ei- 
ne große Koalition in Bonn eine Absage. 
Ein Bündnis mit einer Partei, die die Inter- 
essen von Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern auf dem Altar ihres neuen Bündnis- 
ses mit Grünen und Neomarxisten opfere, 
komme für die CDU nicht in Frage. Im Vor- 
feld der Europawahl müsse die CDU eine 
grundsätzliche politische Auseinanderset- 
zung mit der SPD führen. Die Forderung 
nach einer 35-Stunden-Woche bezeichne- 
te Geißler als „typischen sozialdemokrati- 
schen Blödsinn". 
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Auf dem Gebiet des Umweltschutzes vo- 
tierten die CDU-Delegierten für eine stu- 
fenweise Inbetriebnahme des Kohlekraft- 
werkes Buschhaus bei Helmstedt. In die- 
sem Zusammenhang wurden die Vorbe- 
halte der CDU-Fraktion im Berliner Abge- 
ordnetenhaus zurückgewiesen, die sich 
gegen eine Inbetriebnahme des Kraftwer- 
kes ausgesprochen hatte. Dazu der Um- 
weltexperte der niedersächsischen CDU- 
Landtagsfraktion, Dr. Kurt-Dieter Grill: 
„Die Berliner haben ihren Beschluß ohne 
jede Rücksprache über die tatsächlichen 
Verhältnisse und meteorologischen Reali- 
täten gefaßt." — Nach dem Willen des 
Parteitages soll eine Betriebsgenehmi- 
gung für Buschhaus erteilt werden, wenn 
sichergestellt ist, daß so schnell wie mög- 
lich eine Abgasentschwefelungsanlage 
eingebaut wird. 

Kontroverse Diskussion gab es auch über 
die Zukunft der Orientierungsstufe. Zahl- 
reiche Delegierte meldeten Bedenken ge- 
gen die derzeitige Schulform an. Sie sei 
nicht geeignet, begabte Schüler zu för- 
dern oder schwächeren Schülern zu hel- 
fen. Auch sollten die Eltern selbst ent- 
scheiden können, ob sie ihr Kind auf eine 
Orientierungsstufe oder aber gleich in ei- 
ne für den Schüler geeignete Schule 
schicken wollen. Nach einem Beschluß 
des Cuxhavener Parteitages will die CDU 
nach Vorlage einer vom Kultusminister 
Georg-Berndt Oschatz angekündigten 
Bestandsaufnahme im kommenden Jahr 
entscheiden, in welchem Umfang eine Än- 
derung vorzunehmen sei. Bereits für die- 
sen Herbst ist ein Orientierungsstufen- 
Hearing angesagt. 

Im Hinblick auf die bevorstehende Wahl 
zum Europäischen Parlament (17. Juni) 
verabschiedeten die niedersächsischen 
Delegierten eine Europa-Resolution, die 
dem Stuttgarter CDU-Parteitag im Mai 
vorgelegt wird. 

Wichtiger Schritt 
ins Satelliten-Zeitalter 
Als eine „weitere wichtige Etappe auf de l

t 
Weg  zu  einer  liberalen  Medienstruktu 
hat  der   medienpolitische   Sprecher 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB D'e[ 
ter Weirich, den Start des Versuchspr0' 
gramms des  Europäischen  KommuniK 
tionssatelliten (ECS) und des München« 
Kabelfernsehpilotprojekts sowie die Vor 
ge     des     Landesmediengesetzentwu 
durch   die   schleswig-holsteinische   La 
desregierung bezeichnet. Weirich erklär1 

u.a.: Die Bundesländer sind aufgeforde _ 
nun rasch Landesmediengesetze zu v 

abschieden, um den Europäischen Ko 
munikationssatelliten  in  den  Dienst v 

mehr Programmvielfalt zu stellen. In nan 
zu allen  unionsregierten  Ländern Iie9 
entsprechende Entwürfe vor, die bald a 
Gesetze verabschiedet werden können- 

Flick-Ausschuß: 
Für die SPD unangenehm 
Die Arbeit  des  Flick-Untersuchungsaü* 
Schusses wird der SPD offensichtlich v 

Tag  zu  Tag  unangenehmer,  so wie es 

sei' 
SPD-Schatzmeister   Halstenberg   m  * J 

nem   kürzlich   bekanntgewordenen 
jetzt vom SPD-Sprecher bestätigten v 
merk vom März 1983 vorausgesehen ^ 

haben scheint. Nicht anders sind die 
derholten Ausfälle seitens der SPD Qe9e 

den Obmann der CDU/CSU im Unters 

chungsausschuß  zu  erklären,   stellt 
Parlamentarische     Geschäftsführer 
Bundestagsfraktion,  Wolfgang  Schau 

fest. 
\je(' 

Die CDU/CSU-Fraktion weist jeden v 

such der SPD zurück, die Aufklärung5^ 
beit     des     Untersuchungsausschuss^ 

durch wiederholte Pöbeleien geger 
Obmann   der   CDU/CSU   zu   behind 

den1' 

dessen     Aufklärungsarbeit     erfolgre 

aber für die SPD unangenehm ist. 

ich. 
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NATO 

^n der bewährten 
Strategie festhalten 
* pebruar 1984 hat der Verteidi- 
^n9sausschuß des Deutschen Bun- 
s stages ein Anhörverfahren über 
9un6nannte »a,ternative Verteidi- 
j"n9sstrategien" beendet. Der Bun- 
(j J'jchausschuß Sicherheitspolitik 

*Un     U hat auf sejner ,etzten Sit- 
r "9 die Ergebnisse dieser Anhö- 
ö n9 ausführlich beraten. Markus 
des?6*" MdB' Vorsitzender des Bun- 
ße?fcbausschusses, faßte anschlie- 

n° zusammen: 

Qas Anhörungsverfahren des Verteidi- 
stä|9

ün9sausschusses hat uns darin be- 
der

Kt- an der bewährten NATO-Strategie 
der ^gemessenen Reaktion zum Zweck 
rUri 

Abschreckung und Kriegsverhinde- 
bes   

fest2uhalten.  Gleichwohl  sind Ver- 

teidferungen bei der konventionellen Ver- 
lieh?^9 zu überlegen. Eine ausschließ- 
et Ventionelle Verteidigung ist jedoch 
das Möglich; sie zu versuchen, würde 
dig 'egsrisiko erhöhen. Eine glaubwür- 
ais . nuk,eare Abschreckung ist besser 
^Ur0'n konventioneller Verteidigungskrieg. 
n'chtPa kann seine nukleare Verteidigung 
Sche t3."6'116 übernehmen. Die europäi- 
at0rn 

icnerheit muß daher eng mit dem 
ben aren Scn'rm der USA verzahnt blei- 

All ' 
die b"alternativen Verteidigungskonzepte", 
6rWie ' der Annörun9 vorgetragen wurden, 
V0rf^

n,Si^h als untauglich, den Frieden 
v6rst^

as .in Freiheit zu sichern. Ein „Sach- 
Sog6 

nd'9eru empfahl beispielsweise die 
hatte 

annte soziale Verteidigung — als 
Sl0vv ®s d'e Erfahrung der Tschechen und 

en mit der einmarschierenden So- 

wjet-Armee 1968 nicht gegeben. Diktatu- 
ren schaffen es immer wieder, durch Er- 
pressung, Spitzelei, Unterdrückung und 
materielle Vorteile Kollaborateure zu fin- 
den. 

Der von der SPD benannte Sachverständi- 
ge, Brigadegeneral a.D. Krause, forderte 
eine reine „Konventionalisierung" der Ab- 
schreckung. Dagegen stellte der Sozialde- 
mokrat Prof. Carl-Friedrich von Weizsäk- 
ker fest: „Es ist der schwerwiegendste Irr- 
tum eines Teils der Friedensbewegung, 
den Kampf gegen die Atomwaffen schon 
für einen Kampf gegen den Krieg zu hal- 
ten. Die Atomwaffe ist nicht ausreichend, 
den Krieg zu verhindern; seine Ursache 
aber ist sie nicht. Die Rückkehr zur rein 
oder vorwiegend konventionellen Bewaff- 
nung könnte sehr leicht die Kriegswahr- 
scheinlichkeit drastisch erhöhen." 

Auch von Weizsäckers Vorschlag einer 
„raumdeckenden Verteidigung" erweist 
sich als unrealisierbar. Wer in dem schma- 
len Landgürtel der Bundesrepublik 
Deutschland und mit dem Rücken zum 
Meer eine Raumverteidigung organisieren 
wollte, gäbe die Bündnisorganisation und 
Integration auf. Im Falle eines Angriffs 
würde das gesamte Land von vornherein 
zum Schlachtfeld. Wie sollten auf diese 
Weise die aus der Tiefe ihres Raumes 
operierenden Sowjet-Armeen mit konven- 
tionellen Mitteln gestoppt werden kön- 
nen? 
Wir unterstützen daher die Schlußfolge- 
rung des sozialdemokratischen Profes- 
sors Karl Kaiser: Unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen des Ost-West-Ge- 
gensatzes ist ein Verzicht auf die Ab- 
schreckung nicht möglich. Infolgedessen 
können wir uns auch nicht von der Strate- 
gie der flexiblen Reaktion abkehren, die 
der Westen zum Zweck der Kriegsverhin- 
derung entwickelt hat. Auf den Begriff der 
„alternativen Strategien" solle, so Kaiser, 
daher verzichtet werden, da echte Alter- 
nativen aus den genannten Gründen zur 
Zeit nicht möglich seien. 



UiD 12 • 5. April 1984 • Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

ZITATE 

OB-Wahl in München 
Für den neuen Mann im Rathaus wird der 
politische Alltag (trotz seines haushohen 
Wahlsieges) schwierig... Sicher ist aber, 
daß die SPD trotz Aufwind noch nicht an 
ihre früheren Glanzzeiten anknüpfen kann 
und der neue Oberbürgermeister somit 
seine Mehrheiten suchen muß. 

Schweizer Rundfunk, 2. April 1984 

Kronawitter hat seine Wähler vor allem bei 
den Arbeitern und Mietern gefunden, weil 
diese ihm zutrauen, daß er etwas für sie 
tut. Als rechtem Sozialdemokraten ist es 
Kronawitter aber auch gelungen, in der 
Wählermitte abzusahnen. Er steht damit 
im Gegensatz zur SPD bundesweit, die 
die Wähler links der Union sucht, einen 
rotgrünen Kurs steuert. Das könnte für ihn 
auch bereits einige Konflikte mit seinen ei- 
genen Genossen programmieren. 

DFS, 1. April 1984 

Nun ist München die erste Millionenstadt, 
in der die Sozialdemokraten den Oberbür- 
germeister-Stuhl zurückgewinnen — und 

das schon nach sechs Jahren CSU-Peg' 
rung, einer ungewöhnlich kurzen Zeit 
bayerische Verhältnisse... Die NiederM 
muß die CSU schmerzen, weil erkenno 
ist, daß sie nur noch auf dem Land die o 
herrschende Kraft ist, in den Städten aß 
immer mehr an Einfluß verliert. Die 0W- 
sterung   der   SPD-Führung   mag   neu 
noch ungetrübt sein, aber die Prob  M 
kommen erst. Kronawitter... hat nicht 
Mehrheit im Stadtrat. Vielleicht hat er» 
den Grünen zusammen eine hauchdun 
Mehrheit... RTL, 2. April 1» 

Was  brachte   Kronawitter  eigentlich 
weit nach vorne? Im  Wettstreit um 
größere Popularität hat Kronawitter 9, 
wonnen,   weil seine ausstrahlende " 
lichkeit glaubhafter war als die fleißige e 
sigkeit von Kiesl...  München kann 
Lehrstück für die CSU sein und für ° ( 
Verhalten  ihrer Persönlichkeiten in   ^ 
Führung.    Bayrischer Rundfunk, 1. Apr" 

Fazit: Ein überraschend klarer Sieg    e 
SPD in München, eine bittere NiederwL 
für die CSU, sicher eine Niederlage, 
den Denk- und Diskussionsprozeß *°,e$ 
treiben wird, der sich in der CSU seit o 
letzten Jahr andeutet. ^i 

Deutschlandfunk, 1. Apr" 
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